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Fassung vom 16./17. Mai 2018
A. Versammlungsordnung
gemäß § 10 Ziff. 9 der Satzung

1. 
Die Mitgliederversammlung besteht aus der Hauptversammlung und den Versamm-
lungen der drei Berufsgruppen.

Beschlüsse können nicht vor den Berufsgruppenversammlungen gefasst werden.

2. 
Die Hauptversammlung und die Berufsgruppenversammlungen sind nichtöffentlich. 
Neben den gesetzlich zur Anwesenheit befugten Personen und dem Vorstand sind 
die folgenden weiteren Personengruppen zugelassen:

die erforderliche Anzahl von Begleitern hilfsbedürftiger Mitglieder,

jeweils bis zu zwei Vertreter der mit den Kurien verbundenen Berufsverbände und 

die vom Vorstand hinzugezogenen Redner, GEMA-Mitarbeiter, Rechtsberater, 
Wirtschaftsprüfer und sonstigen Personen.

Darüber hinaus werden Personen nur zugelassen, soweit die Mitgliederversammlung 
dies mit einfacher Mehrheit beschließt.
Die aus der Mitgliedschaft erwachsenden Teilhaberechte stehen den aufgrund dieser 
Ziffer zugelassenen Personen nicht zu.
Hilfsbedürftig im Sinne dieser Vorschrift ist, wer aufgrund von Krankheit oder Alter 
nicht dazu in der Lage ist, ohne Begleitperson Mitgliedschaftsrechte in angemessener 
Weise in der Versammlung auszuüben. Die Mitnahme von Begleitpersonen ist der 
GEMA spätestens eine Woche vor Beginn der Mitgliederversammlung schriftlich 
unter Beifügung der zur Prüfung der Hilfsbedürftigkeit erforderlichen Dokumente 
anzuzeigen. Der Nachweis ist durch Vorlage eines Schwerbehindertenausweises 
oder eines ärztlichen Attestes zu erbringen. Die Zulassung von Begleitpersonen gilt 
jeweils für eine Mitgliederversammlung.

1. 
	 (1) Die Hauptversammlung wird geleitet von dem Aufsichtsratsvorsitzenden oder 
einem seiner Stellvertreter oder durch das an Lebensjahren älteste Aufsichtsratsmit-
glied.

(2) Nach Eintritt in die Tagesordnung werden die Anträge in der Reihenfolge der 
Einladung behandelt. Abweichungen von dieser Reihenfolge können von der Haupt-
versammlung mit einfacher Mehrheit beschlossen werden.

(3) Den Vorrang erhalten Wortmeldungen von Mitgliedern zum Verfahren, im 
besonderen Anträge auf

a) Anwendung der Versammlungsordnung,
b) Verweisung an einen Ausschuss,

I.
Mitglieder- 

versammlung

II.
Haupt

versammlung
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c) Schluss der Aussprache,
d) Vertagung der Aussprache,
e) Übergang zur Tagesordnung.

Diese Wortmeldungen haben den Vorrang vor dem Hauptgegenstand, dessen 
Beratung durch sie unterbrochen wird.

(4) Die Redezeit für jeden Diskussionsbeitrag zu einem Tagesordnungspunkt ist 
auf 10 Minuten beschränkt. Dem Redner kann jedoch von der Hauptversammlung 
eine längere Redezeit eingeräumt werden. Bei Überschreitung der Redezeit kann 
der Vorsitzende dem Redner nach einmaliger Mahnung das Wort entziehen.

(5) Die Hauptversammlung kann den Schluss der Debatte beschließen. In die-
sem Falle ist nur noch den bereits vorgemerkten Rednern das Wort zu erteilen. Die 
Redezeit für den Einzelnen verkürzt sich dann auf 5 Minuten.

2. 
	 (1) Die Abstimmung in der Hauptversammlung erfolgt mittels eines elektroni-
schen Abstimmungssystems, per Stimmzettel oder per Handzeichen. Der Versamm-
lungsleiter bestimmt, welches Abstimmungsverfahren zur Anwendung kommt. 
§ 10 Ziffer 8 Satzung bleibt unberührt.

(2)  Wird durch Handzeichen abgestimmt, so ist der Versammlungsleiter mit 
Zustimmung der Hauptversammlung berechtigt, das Stimmergebnis festzustellen, 
indem er die Nein-Stimmen und die Enthaltungen ermittelt (Subtraktionsverfahren).

(3)  Werden die Ergebnisse solcher Abstimmungen angezweifelt, so erfolgt 
Stimmauszählung.

(4)  Bei Abstimmungen kommt es für das Erreichen der erforderlichen Mehrheit 
auf das Verhältnis der Ja-Stimmen zur Summe der Ja- und Nein-Stimmen an. Bei 
Stimmengleichheit gelten Anträge als abgelehnt. Stimmenthaltungen werden 
nicht berücksichtigt. Ausdrücklich erklärte Stimmenthaltungen werden jedoch als 
solche im Protokoll erfasst. 

(5)  Während einer Abstimmung bleiben die Türen des Versammlungsraumes 
geschlossen.

(6)  Jedes Abstimmungsergebnis ist zu protokollieren. Bei satzungsändernden 
Anträgen ist auch das Stimmverhältnis beziffert im Protokoll niederzulegen.

(7)  Wird in der Hauptversammlung über einen von den Berufsgruppen bereits 
angenommenen oder abgelehnten Antrag vor Abschluss des betreffenden Tages-
ordnungspunktes eine nochmalige Diskussion und Abstimmung verlangt, so ist 
diesem Verlangen zu entsprechen, wenn dies von der Hälfte der abgegebenen 
Stimmen oder von Dreiviertel der abgegebenen Stimmen einer Berufsgruppe unter-
stützt wird. Teil II. Ziff. 2 (4) gilt entsprechend. Über Anträge, die von allen Berufs-
gruppen angenommen worden sind, jedoch nicht in derselben Fassung, findet in 
der Hauptversammlung stets eine nochmalige Diskussion und Abstimmung statt.

Ausgenommen hiervon sind Wahlen.

1. 
Die Berufsgruppenversammlung muss die Tagesordnungspunkte der Hauptver-
sammlung beraten und über diejenigen Punkte abstimmen, für die getrennte 
Abstimmung nach Berufsgruppen vorgeschrieben ist. Das Abstimmungsergebnis 
kann auf Zustimmung, Ablehnung oder Stimmenthaltung der Berufsgruppe lauten.

III.
Berufsgruppen

versammlungen
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Einem Antragsteller kann Rederecht in einer anderen Kurie eingeräumt werden, 
wenn in dieser kein Mitglied an der Antragstellung beteiligt ist. Der Redewunsch 
sollte im Antrag angekündigt werden.

2. 
Jede Berufsgruppenversammlung wird geleitet von dem Aufsichtsratsvorsitzenden, 
wenn er der betreffenden Berufsgruppe angehört, oder von demjenigen seiner 
Stellvertreter, der dieser Berufsgruppe angehört, oder durch ein von den anwesen-
den Aufsichtsratsmitgliedern gewähltes Aufsichtsratsmitglied.

3. 
Im Übrigen sind die Bestimmungen des Teils II bis auf Ziff. 1 (1) entsprechend 
anzuwenden.

4. 
(1) Die Vorsitzenden der Berufsgruppenversammlungen unterrichten sich gegen-

seitig und den Vorstand über die Abstimmungsergebnisse.
(2) Wird ein Antrag, für den getrennte Abstimmung der Berufsgruppen vorge-

schrieben ist, abgelehnt oder zwar von allen Berufsgruppen angenommen, jedoch 
nicht in derselben Fassung, so kann der Vermittlungsausschuss angerufen werden.

(3) Der Vermittlungsausschuss kann von den Vorsitzenden jeder Berufsgruppen-
versammlung oder vom Vorstand angerufen werden.

(4) Dem Vermittlungsausschuss gehören neben dem Vorstand und den Vorsit-
zenden der Berufsgruppenversammlungen aus jeder Berufsgruppe 2 weitere, von 
der jeweiligen Berufsgruppe zu wählende Vertreter an. Gewählt sind die Kandida-
ten, die die meisten Stimmen (relative Mehrheit) erhalten haben. Für jeden vom 
Vermittlungsausschuss zu behandelnden Antrag kann die jeweilige Berufsgruppe 
ihre Vertreter gesondert wählen.
Daneben nehmen an der Sitzung des Vermittlungsausschusses die Rechtsberater, 
der Justitiar sowie gegebenenfalls vom Vermittlungsausschuss hinzugezogene 
weitere GEMA-Mitarbeiter und sonstige Personen beratend teil.

(5) Der Vermittlungsausschuss berät und beschließt, ob der Antrag in der abge-
lehnten oder in einer davon abweichenden Fassung den Berufsgruppen zur erneu-
ten Beschlussfassung vorgelegt werden soll.

(6) Über den vom Vermittlungsausschuss vorgelegten Antrag wird in der Haupt-
versammlung getrennt nach Berufsgruppen abgestimmt. Teil II Ziffer 2 (7) bleibt 
unberührt.

Zu Änderungen der Versammlungsordnung bedarf es der für Satzungsänderun-
gen erforderlichen Mehrheit der Mitgliederversammlung. § 20 der Satzung bleibt 
unberührt. 

IV.
Änderungen
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B. Wahlordnung für die Wahl zum Aufsichtsrat
1.
Die Wahl der Aufsichtsräte innerhalb der einzelnen Berufsgruppen (6 Komponisten 
und 2 Stellvertreter, 4 Textdichter und 2 Stellvertreter, 5 Verleger und 2 Stellvertre-
ter) erfolgt durch eine Gesamtwahl, bei der jedes zur Wahl berechtigte Mitglied so 
viele Stimmen hat, wie Aufsichtsräte bzw. Stellvertreter zu wählen sind.

2.
Gewählt sind die Kandidaten, die in der Reihenfolge der für sie abgegebenen gül-
tigen Stimmen die meisten Stimmen (relative Mehrheit der Stimmen) erhalten 
haben. Ungültige Stimmen und Stimmenthaltungen gelten nicht als abgegebene 
Stimmen und werden nicht gezählt. Bei unklarem Wahlergebnis wegen Stimmen-
gleichheit ist eine  Stichwahl durchzuführen. Bei Stimmengleichheit in der Stich-
wahl entscheidet das vom Wahlleiter gezogene Los. § 10 Ziffer 8 Absatz 2 Satzung 
bleibt unberührt.

3.
Unter Leitung des Versammlungsleiters wählt jede Berufsgruppe einen Wahlaus-
schuss, dessen Aufgabe es ist, die Listen zur Gesamtwahl im Vorfeld der Mitglie-
derversammlung aufzustellen und die Wahl zu leiten.
Die ordentlichen Mitglieder und Delegierten können die Wahlvorschläge für die 
Aufsichtsratsmitglieder und stellvertretenden Aufsichtsratsmitglieder ihrer Berufs-
gruppe beim Wahlausschuss unter Verwendung des hierfür vorgesehenen For-
mulars einreichen. Die Wahlvorschläge müssen spätestens acht Wochen vor dem 
Termin der Mitgliederversammlung, in der die Wahl stattfindet, eingegangen sein. 
Außer im Fall einer erforderlichen Nachnominierung sind zusätzliche Wahlvorschlä-
ge in der Mitgliederversammlung nicht möglich.
Der Wahlausschuss prüft die Wahlvorschläge auf das Vorliegen der Voraussetzun-
gen für die passive Wählbarkeit und fasst diese zu einer Gesamtwahlliste zusam-
men. Die Gesamtwahlliste ist in der Tagesordnung zu der Mitgliederversammlung, 
in der die Wahl stattfindet, zu veröffentlichen.
Der Wahlausschuss besteht jeweils aus einem Wahlleiter und einem Stellvertreter 
des Wahlleiters. Die Mitglieder des Wahlausschusses müssen ordentliche Mit-
glieder der GEMA sein, dürfen nicht dem Aufsichtsrat angehören und können bei 
der Aufsichtsratswahl nicht kandidieren. Wahlvorschläge für den Wahlausschuss 
sind analog I Ziff. 3 Abs. 2 bei der GEMA einzureichen. Die Mitglieder des Wahlaus-
schusses werden auf die Dauer von drei Jahren analog den Regelungen zu I Ziff. 1 
und 2 dieser Wahlordnung gewählt. Ihre Amtsdauer läuft ab ihrer Wahl bis zur 
Neuwahl. Wiederwahl ist zulässig. Scheidet während der Amtsdauer ein Wahlaus-
schussmitglied aus, so haben die Aufsichtsratsmitglieder seiner Berufsgruppe ein 
Ersatzmitglied zu wählen, das an dessen Stelle tritt. Dieses bedarf der Bestätigung 
durch die jeweilige Berufsgruppe in der nächsten Mitgliederversammlung, soweit 
die Amtsdauer über diese Mitgliederversammlung hinausgeht.

4.
Die Wahl in der Mitgliederversammlung erfolgt geheim mittels eines elektro-
nischen Abstimmungssystems oder per Stimmzettel. Der Wahlleiter bestimmt, 
welches Verfahren zur Anwendung kommt. § 10 Ziffer 8 Satzung bleibt unberührt.  
Jedes ordentliche Mitglied hat soviele Stimmen, wie in seiner Berufsgruppe Auf-
sichtsräte zu wählen sind (6 Komponisten, 4 Textdichter, 5 Verleger). Die Stimm

I. 
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abgabe erfolgt dadurch, dass das Mitglied für die jeweils auf der Gesamtwahlliste 
stehenden Kandidaten seine Stimme abgibt bzw. sich enthält.

5.
Der Wahlleiter stellt nach Abschluss des Wahlvorganges das Ergebnis fest.

6.
Über die Tätigkeit des Wahlausschusses ist eine Niederschrift zu fertigen, die von 
allen Mitgliedern des Wahlausschusses zu unterschreiben ist. Die Niederschrift 
muss mindestens enthalten: Ort und Zeit der Wahlversammlung, Bezeichnung 
der Mitglieder des Wahlausschusses, Zahl der stimmberechtigten Mitglieder im 
jeweiligen Wahlgang, Namen der Kandidaten, Ergebnis des ersten Wahlganges 
und ggf. weiterer Wahlgänge, Annahme der Wahl.

Diese Wahlordnung kann als Teil der Versammlungsordnung mit der für Satzungs-
änderungen erforderlichen Mehrheit durch die Mitgliederversammlung geändert 
werden. § 20 der Satzung der GEMA bleibt unberührt. 

II.  
Änderungen
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Geschäftsordnung für E-Voting und 
Live-Stream

2III

Fassung vom 7./8. Dezember 2016
Gemäß § 10 Ziffer 8 Absatz 4 der Satzung beschließt der Aufsichtsrat folgende 
Geschäftsordnung:

(1)	 Die Stimmrechtsausübung per E-Voting und die Teilnahme am Live-Stream 
der Mitgliederversammlung setzen voraus, dass sich das Mitglied innerhalb der in 
Absatz 3 geregelten Frist für das so genannte „Online-Paket“ registriert.

(2)	 Die Registrierung erfolgt über ein Online-Registrierungssystem, das den 
Mitgliedern über ein Zugangsportal auf der GEMA-Website zur Verfügung gestellt 
wird. Die Zugangsdaten für das Online-Registrierungssystem und die Informati
onen zur Online-Registrierung erhalten die stimmberechtigten Mitglieder mit der 
Einladung zur Mitgliederversammlung.

(3)	 Die Frist für die Registrierung für das Online-Paket beginnt 5 Wochen vor 
dem Termin der jeweiligen Mitgliederversammlung um 10.00 Uhr deutscher Zeit 
und endet 4 Wochen vor dem Termin der jeweiligen Mitgliederversammlung um 
18.00 Uhr deutscher Zeit.

(4)	 Für das Online-Paket wird ein Kostenbeitrag in Höhe von EUR 10,00 (zzgl. 
USt.) erhoben, der auf dem jeweiligen Mitgliedskonto belastet wird.

(5)	 Die Registrierung für das Online-Paket gilt jeweils nur für eine Mitglieder-
versammlung.

(1)	 Nach erfolgreicher Registrierung erhält das Mitglied seine persönlichen 
Authentifizierungsdaten für das E-Voting und für den Live-Stream mit Informati
onen zur Anmeldung beim E-Voting-System und Live-Stream-Portal per Post an die 
bei der GEMA registrierte Adresse zugesandt. Sofern das Mitglied seinen Wohnsitz 
in Deutschland hat, erfolgt der Versand per Übergabeeinschreiben („Einschreiben 
Eigenhändig“). Im Ausland erfolgt die Zustellung soweit möglich nach vergleich-
baren Zustellungsmodalitäten.

(2)	 Die Authentifizierungsdaten sind vertraulich zu behandeln und dürfen nur 
vom Mitglied persönlich und nur für die Anmeldung beim E-Voting-System und 
beim Live-Stream-Portal der GEMA genutzt werden. Die Authentifizierungsdaten 
dürfen nicht an Dritte weitergegeben werden. Ein Verstoß gegen dieses Verbot 
kann vereinsrechtliche Maßnahmen gemäß § 10 Ziffer 8 Absatz 5 der Satzung nach 
sich ziehen.

(1) Die Stimmabgabe per E-Voting erfolgt über ein E-Voting-System, das den 
Mitgliedern über ein Zugangsportal auf der GEMA-Website zur Verfügung gestellt 
wird. Voraussetzung für die Stimmabgabe per E-Voting ist, dass sich das Mitglied 
mit seinen persönlichen Authentifizierungsdaten beim E-Voting-System innerhalb 
der in Absatz 3 geregelten Frist anmeldet.

(2)	 Die Stimmabgabe erfolgt geheim mittels eines elektronischen Stimmzettels. 
Der elektronische Stimmzettel ist entsprechend der im E-Voting-System enthalte-
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nen Anleitung elektronisch auszufüllen und abzusenden. Mit dem Hinweis über die 
erfolgreiche Stimmabgabe gilt diese als vollzogen. Mit Vollzug der Stimmabgabe 
verliert das Mitglied die Möglichkeit, seine Stimme in der Mitgliederversammlung 
per Präsenz-Voting auszuüben oder durch einen Stellvertreter ausüben zu lassen.

(3)	 Die Frist für die Anmeldung beim E-Voting-System und die Stimmabgabe per 
E-Voting beginnt 3 Wochen vor dem Termin der jeweiligen Mitgliederversammlung 
um 10.00 Uhr deutscher Zeit und endet 2 Wochen vor dem Termin der jeweiligen 
Mitgliederversammlung um 18.00 Uhr deutscher Zeit.

(4)	 Ist die Stimmabgabe per E-Voting während der in Absatz 3 geregelten Frist 
aus von der GEMA zu vertretenden technischen Gründen für die stimmberechtig-
ten, registrierten Mitglieder nicht möglich, kann die Frist für die Stimmabgabe per 
E-Voting mit Zustimmung von Aufsichtsrat und Vorstand verlängert werden. Die 
Verlängerung wird den Mitgliedern durch eine Veröffentlichung auf der GEMA-
Website bekannt gegeben.

Die Wahl- und Abstimmungsergebnisse der Stimmabgabe per E-Voting 
(„E-Voting-Ergebnisse“) werden geheim auf einem besonders gesicherten, exter-
nen Server gespeichert. In der Mitgliederversammlung wird das Gesamtergebnis 
der Wahlen und Abstimmungen unter Berücksichtigung der E-Voting-Ergebnisse 
ermittelt und angezeigt. Das Verfahren zur Ermittlung der Wahl- und Abstim-
mungsergebnisse wird von einem Notar betreut.

(1)	 Die Teilnahme am Live-Stream der Mitgliederversammlung erfolgt über das 
von der GEMA auf der GEMA-Website zur Verfügung gestellte Live-Stream-Portal. 
Voraussetzung für die Teilnahme am Live-Stream ist, dass sich das Mitglied mit 
seinen persönlichen Authentifizierungsdaten beim Live-Stream-Portal anmeldet.

(2)	 Die Anmeldung beim Live-Stream-Portal und Teilnahme am Live-Stream ist 
für das Mitglied während der Dauer der Versammlung seiner Berufsgruppe und 
während der Dauer der Hauptversammlung möglich.

(3)	 Der Live-Stream der Mitgliederversammlung ist nichtöffentlich. Die Teilnah-
me am Live-Stream ist nur dem hierfür registrierten und authentifizierten Mitglied 
erlaubt. Die Weitergabe der Authentifizierungsdaten an Dritte und die Vervielfäl-
tigung, Verbreitung, Veröffentlichung und jegliche sonstige Zugänglichmachung 
des Live-Streams für Dritte sind nicht erlaubt. Zur Wahrung dieses Verbots wird 
der Live-Stream durch Einblenden der Mitgliedsnummer des jeweiligen Mitglieds 
gekennzeichnet.

(4)	 Ein Verstoß gegen die in Absatz 3 geregelten Verbote kann strafrechtliche 
oder vereinsrechtliche Maßnahmen gemäß § 10 Ziffer 8 Absatz 5 der Satzung nach 
sich ziehen.
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Geschäftsordnung für den  
Aufsichtsrat

3III

Fassung vom 23./24. Mai 2017
Der Aufsichtsrat beschließt nach § 13 Ziff. 7 der Satzung nachstehende Geschäfts
ordnung:

Aufgaben und Rechte des Aufsichtsrates ergeben sich aus Satzung, Berech
tigungsvertrag und Verteilungsplan.

(1) Der Aufsichtsrat wählt jährlich nach Schluss der ordentlichen Mitgliederver-
sammlung in einer ohne besondere Einladung stattfindenden Sitzung aus seiner 
Mitte einen Vorsitzenden und zwei Stellvertreter.

Der Vorsitzende wird aus der Berufsgruppe der Komponisten, die beiden Stellver-
treter jeweils aus der Berufsgruppe der Textdichter und der Musikverleger gewählt.

(2) Bei Verhinderung des Vorsitzenden erfolgt dessen Vertretung in der Zeit vom 
1. Januar bis 30. Juni durch den zum Stellvertreter gewählten Textdichter, in der 
Zeit vom 1. Juli bis 31. Dezember durch den zum Stellvertreter gewählten Musik-
verleger.

Die stellvertretenden Vorsitzenden vertreten sich untereinander.

(3) Der verhinderte Vorsitzende oder dessen verhinderter Stellvertreter hat dem 
amtierenden Stellvertreter alle für die Vertretung erforderlichen Informationen 
und Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

(4) Scheiden Vorsitzender oder Stellvertreter aus ihrem Amt aus, so hat der Auf-
sichtsrat für den Ausscheidenden unverzüglich eine Neuwahl vorzunehmen.

(5) Der Vorsitzende und seine Stellvertreter haben bei Beendigung ihres Amtes 
den von ihnen geführten Schriftwechsel in den Angelegenheiten des Aufsichtsrates 
ihrem jeweiligen Nachfolger im Amt auszuhändigen.

(1) Zu den Geschäften des Vorsitzenden gehört, den Aufsichtsrat gegenüber 
dem Vorstand zu vertreten, den Aufsichtsrat einzuberufen und die Sitzungen des 
Aufsichtsrates zu leiten.

(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrates führen in Angelegenheiten des Aufsichts-
rates ihren Schriftwechsel ausschließlich mit dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates, 
jedoch können informative Fragen oder technische Anregungen an den Vorstand 
gerichtet werden.

(1)	 Die Einberufung des Aufsichtsrates hat unter Angabe der Tagesordnung 
mit einer Frist von mindestens einer Woche, gerechnet vom Tage der Aufgabe der 
Einladung bei der Post, zu erfolgen.

(2) Die Tagesordnung bestimmt der Vorsitzende; sie muss die Gegenstände der 
Verhandlung ihrem wesentlichen Inhalt nach bezeichnen.
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(3) Jedes Aufsichtsratsmitglied und der Vorstand können unter Angabe des Zwe-
ckes und der Gründe verlangen, dass ein vierzehn Tage vorher gestellter Antrag auf 
die Tagesordnung gesetzt wird.

Anträge sind an den Aufsichtsratsvorsitzenden unter Übersendung einer Abschrift 
an den Vorstand zu richten.

(4) Der Aufsichtsrat muss einberufen werden, falls mindestens vier Aufsichts-
ratsmitglieder oder der Vorstand dies unter Angabe des Zweckes und der Gründe 
verlangen. Die Sitzung muss in einem solchen Fall binnen zwei Wochen, gerech-
net vom Tage eines solchen Ersuchens, stattfinden. Lehnt der Vorsitzende dieses 
Ersuchen ab oder kommt er ihm innerhalb dieser Frist nicht nach, so können die 
Antragsteller unter Mitteilung des Sachverhalts selbst den Aufsichtsrat einberufen.

(5) Ist der Vorsitzende des Aufsichtsrates verhindert, lädt der Stellvertreter ein.

(6) Tagesordnungspunkte, die aus Zeitmangel vertagt werden mussten, sollen 
zu Anfang der darauffolgenden Sitzung behandelt werden.

Teilnahmeberechtigt an den Aufsichtsratssitzungen sind außer den Mitgliedern 
des Aufsichtsrates

1.	 der Vorstand,

2.	 Rechtsberater und Sachverständige in dem vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates 
oder vom Vorstand zu bestimmenden Umfang,

soweit der Aufsichtsrat nicht etwas anderes beschließt.

Die Stellvertreter sind zur Teilnahme an den Sitzungen des Aufsichtsrates mit 
vollem Stimmrecht berechtigt, wenn und soweit ordentliche Mitglieder ihrer 
Berufsgruppe an der Teilnahme verhindert sind. Welcher Stellvertreter einzuladen 
ist, bestimmt in seiner Berufsgruppe der Vorsitzende bzw. der stellvertretende 
Vorsitzende des Aufsichtsrates.

(1) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mit-
glieder, davon mindestens je zwei Mitglieder jeder Berufsgruppe, anwesend sind.

(2) Die Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden Mit-
glieder gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 
Wenn die in einer Aufsichtsratssitzung anwesenden Komponisten einstimmig eine 
Meinung vertreten, so können sie von den übrigen anwesenden Aufsichtsratsmit-
gliedern nicht überstimmt werden. Stimmvertretung ist unzulässig.

(3) Die Art der Abstimmung entscheidet der Vorsitzende, falls der Aufsichtsrat 
nichts anderes beschließt.

(4) Schriftliche, telegrafische oder fernmündliche Beschlussfassungen des Auf-
sichtsrates sind nur zulässig, wenn kein Mitglied diesem Verfahren widerspricht.

(1) Über jede Sitzung des Aufsichtsrates ist ein Protokoll zu verfassen, das vom 
Aufsichtsratsvorsitzenden und vom Vorstand gemeinschaftlich zu unterzeich-
nen ist. In dem Protokoll sind Ort und Tag der Sitzung, Teilnehmer, Gegenstand 
der Tagesordnung, der wesentliche Inhalt der Verhandlungen und Beschlüsse des 
Aufsichtsrates wiederzugeben. Ein Verstoß gegen Satz 1 oder Satz 2 macht einen 
Beschluss nicht unwirksam.

§ 5
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(2) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates und die Stellvertreter erhalten eine 
Abschrift des Protokolls. Diese Abschriften sollen innerhalb von vier Wochen nach 
der Aufsichtsratssitzung verteilt werden.

(3) Das Protokoll ist vom Aufsichtsrat in der nächsten Sitzung zu genehmigen. 
Einsprüche gegen das Protokoll sollen spätestens 14 Tage vor der nächsten Auf-
sichtsratssitzung schriftlich bei der GEMA eingegangen sein.

(1) Der Aufsichtsrat bestimmt die Errichtung von Ausschüssen und Kommis-
sionen und deren Zusammensetzung mit Ausnahme der von der Mitgliederver-
sammlung zu wählenden Ausschüsse und Kommissionen. Des Weiteren kann der 
Aufsichtsrat ad hoc Arbeitsgruppen bilden. Der Aufsichtsrat bestimmt ferner aus 
seiner Mitte auf Vorschlag der betreffenden Berufsgruppe für jede Berufsgruppe 
einen Delegierten für die verschiedenen Wertungsverfahren, für das Schätzungs-
verfahren der Bearbeiter und für den Werkausschuss.

(2) Der Aufsichtsrat bildet folgende ständige Ausschüsse:

Wirtschaftsausschuss,

Tarifausschuss,

Programmausschuss,

Aufnahmeausschuss,

Wertungsausschuss der Verleger in der Sparte E.

(3) Die Ausschüsse und Kommissionen sind nicht zu Weisungen an den Vorstand 
berechtigt. Ihre Beschlüsse haben – bis auf die Beschlüsse der Wertungsausschüsse 
und die Beschlüsse der Verteilungsplankommission im Fall von § 130 Absatz 5 des 
Verteilungsplans – nur vorbereitenden Charakter.

(4) Die Mitglieder der ständigen Ausschüsse mit Ausnahme des Aufnahmeaus-
schusses und des Wertungsausschusses der Verleger in der Sparte E müssen dem 
Aufsichtsrat als ordentliche Mitglieder oder Stellvertreter angehören, doch können 
zu den Beratungen auch andere ordentliche GEMA-Mitglieder als Sachverständige 
hinzugezogen werden.

(5) Die Amtsdauer der Mitglieder der Ausschüsse und Kommissionen endet 
spätestens mit der Amtsperiode des Aufsichtsrates. Wiederwahl ist zulässig.

Der neugewählte Aufsichtsrat kann nach Schluss der ordentlichen Mitgliederver-
sammlung, in der er gewählt wurde, in einer ohne besondere Einladung stattfin-
denden Sitzung die Mitglieder der Ausschüsse und Kommissionen wählen.

(6) Scheidet während der Amtsdauer ein Ausschuss- oder Kommissionsmitglied 
aus, so hat der Aufsichtsrat ein Ersatzmitglied zu wählen, das an dessen Stelle 
tritt.

(7) Wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder eines Ausschusses oder einer 
Kommission zurücktritt, ist Neuwahl des Ausschusses oder der Kommission erfor-
derlich.

(8) Der Aufsichtsrat erlässt eine Geschäftsordnung für die aus seiner Mitte gebil-

§ 8
Ausschüsse und 
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deten und zu bildenden Ausschüsse und Kommissionen. Diese regelt Näheres zu 
den Aufgaben, dem Verfahren, der Besetzung sowie zur Teilnahme an den Sitzun-
gen dieser Ausschüsse und Kommissionen. 

Vor der Entscheidung über den Erwerb der ordentlichen Mitgliedschaft durch Koop-
tation nach § 7 Ziff. 3 der Satzung kann der Aufsichtsrat den Aufnahmeausschuss, 
den Wertungsausschuss oder den Werkausschuss anhören.

(1) Über vertrauliche Angaben ist Stillschweigen zu bewahren. Das gleiche gilt für 
Vorgänge und Tatsachen, die auf Grund eines Aufsichtsratsbeschlusses vertraulich 
zu behandeln sind.

Als vertrauliche Angaben gelten im Besonderen geheimhaltungsbedürftige 
Angaben über das Auf- und Einkommen von Mitgliedern und sonstigen Berech-
tigten, Kredite, Abstimmungsvorgänge, Beratungen über Verhandlungen mit Ver-
tragspartnern der GEMA sowie behördliche Eingaben.

Entsprechendes gilt für die Sitzungsprotokolle und die zur Vorbereitung einer 
Sitzung übermittelten Unterlagen.

(2) Die Verschwiegenheitspflicht erstreckt sich auf den gesamten, nach § 5 in 
Betracht kommenden Personenkreis unter Einschluss der ausgeschiedenen oder 
ausscheidenden Personen.

(3) Stellvertretende Mitglieder des Aufsichtsrates dürfen mit allen Vorgängen 
vertraut gemacht werden. Für ihre Verschwiegenheitspflicht gilt das gleiche wie 
für die Verschwiegenheitspflicht der Mitglieder des Aufsichtsrates.

(4) Neugewählte Aufsichtsratsmitglieder und Stellvertreter sind vom Vor
sitzenden auf die Verschwiegenheitspflicht hinzuweisen.

Die Mitglieder des Aufsichtsrates verpflichten sich, die im Anhang zu dieser 
Geschäftsordnung enthaltenen Richtlinien für Geschäfte unter Mitgliedern des 
Aufsichtsrates zu beachten. 

Die Tätigkeit der Mitglieder des Aufsichtsrates, der Ausschüsse und der Kommissi
onen ist ehrenamtlich. Sie erhalten lediglich Tage- und Übernachtungsgelder sowie 
ihre Reisekosten und Barauslagen ersetzt. Die Tage- und Übernachtungsgelder 
können durch einen Pauschalbetrag abgegolten werden.

Diese Geschäftsordnung tritt am 10. März 1970 in Kraft.
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zur Geschäftsordnung für den Aufsichtsrat
Richtlinien für Geschäfte unter Mitgliedern des Aufsichtsrates

Fassung vom 8. Mai 2013 

(1) Der Aufsichtsrat der GEMA trägt als Organ gemäß § 5 b) der Satzung der 
GEMA wesentliche Verantwortung in der Organisationsstruktur des Vereins. Seine 
Aufgaben und Rechte ergeben sich gemäß § 1 der Geschäftsordnung für den Auf-
sichtsrat aus Satzung, Berechtigungsvertrag und Verteilungsplan. 

(2) Die pflichtgemäße Wahrnehmung des Amts als Mitglied des Aufsichtsrates 
erfordert es, dass die Aufsichtsratsmitglieder untereinander keine Rechtsgeschäf-
te oder sonstige wirtschaftliche Verbindungen eingehen, die über eine übliche 
Zusammenarbeit im Kreativbereich hinausgehen („unübliche Geschäfte“) und zu 
Interessenkonflikten führen können. 

(3) Vor diesem Hintergrund verpflichten sich die Mitglieder des Aufsichtsrates 
gemäß § 9a der Geschäftsordnung für den Aufsichtsrat, die folgenden Richtlinien 
für Geschäfte unter Mitgliedern des Aufsichtsrates („Richtlinien“) einzuhalten: 

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben bei der Vornahme von Geschäften 
mit anderen Mitgliedern des Aufsichtsrates die Interessen der GEMA an der Unab-
hängigkeit der Mitglieder des Aufsichtsrates zu berücksichtigen. 

(2) Dementsprechend verpflichten sich die Aufsichtsratsmitglieder, untereinan-
der grundsätzlich nur solche Geschäfte abzuschließen, die die übliche Zusammen-
arbeit im Kreativbereich betreffen („übliche Geschäfte“). Als übliche Geschäfte sind 
insbesondere der Abschluss von Verlags- und Co-Verlagsverträgen, der Abschluss 
von Abdruckverträgen oder Vereinbarungen über das gemeinsame Schaffen musi-
kalischer Werke anzusehen. 

Bei der Vornahme von unüblichen Geschäften mit anderen Mitgliedern des Auf-
sichtsrates haben sich die Mitglieder des Aufsichtsrates dagegen grundsätzlich 
sehr zurückhaltend zu verhalten. Die Aufsichtsratsmitglieder verpflichten sich, 
solche Geschäfte nur abzuschließen, wenn dadurch ihre Unabhängigkeit bei der 
Mandatsausübung in keiner Weise beeinträchtigt wird. 

(3) Geschäfte unter Mitgliedern des Aufsichtsrates sind für die Zwecke dieser 
Richtlinien auch Geschäfte, die ein Mitglied des Aufsichtsrates mit einer Gesell-
schaft oder Organisation vornimmt, bei der ein anderes Mitglied des Aufsichtsrates 
(i) Mitglied eines Leitungsorgans oder (ii) persönlich haftender Gesellschafter oder 
anderweitig aufgrund seiner Beteiligung oder Stimmrechte oder aufgrund Ver-
trages in einer kontrollierenden Position ist oder (iii) anderweitig auf wesentliche 
unternehmerische Entscheidungen Einfluss nehmen kann. 

(1) Unübliche Geschäfte zwischen Mitgliedern des Aufsichtsrates, deren wirt-
schaftlicher Wert EUR 2.000,00 überschreitet („anzeigepflichtige Geschäfte“), 
sind von den beteiligten Aufsichtsratsmitgliedern dem Vorsitzenden und dem 
Rechtsberater des Aufsichtsrates in Textform (§ 126b BGB, z.B. per Brief, Telefax 
oder E-Mail) anzuzeigen. Soweit weitere Informationen und Unterlagen zu den 
anzeigepflichtigen Geschäften vernünftigerweise erforderlich sind, um eine Ein-
schätzung zu ermöglichen, ob die anzeigepflichtigen Geschäfte die Unabhängigkeit 
der beteiligten Mitglieder zu beeinträchtigen geeignet sind, haben die beteiligten 
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Aufsichtsratsmitglieder diese Informationen oder Unterlagen dem Vorsitzenden 
und dem Rechtsberater des Aufsichtsrates auf Anforderung ebenfalls zu übermit-
teln. Die vorstehenden Sätze gelten entsprechend, wenn sich die Umstände eines 
anzeigepflichtigen Geschäfts, das dem Vorsitzenden und dem Rechtsberater des 
Aufsichtsrates bereits angezeigt wurde, nicht unerheblich geändert haben. 

	(2) Der Vorsitzende berichtet dem Aufsichtsrat mindestens einmal jährlich über 
alle anzeigepflichtigen Geschäfte, die ihm angezeigt wurden oder an denen er 
selbst beteiligt ist. Inhalt und Umfang dieses Berichts kann der Aufsichtsrat durch 
Beschluss näher regeln. 

Sonstige Anzeigepflichten nach Gesetz, Satzung, Berechtigungsvertrag und Ver-
teilungsplan in ihrer jeweils aktuellen Fassung bleiben unberührt bestehen. Auf 
die Pflicht, gegenüber dem Aufsichtsrat auch persönliche Umstände anzuzeigen, 
die eine Auswirkung auf die Amtsführung haben können, wird ausdrücklich hinge
wiesen; diese Pflicht besteht auch dann, wenn Dritte eine mögliche Auswirkung 
auf die Amtsführung sehen könnten. 

Dieser Anhang zur Geschäftsordnung für den Aufsichtsrat tritt am 8. Mai 2013 in 
Kraft. 
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Geschäftsordnung für die Behand-
lung von Geschäftsvorfällen durch 
Aufsichtsrat und Vorstand 

4IIIIII

Fassung vom 12./13. Oktober 2016
Im Rahmen seiner Zuständigkeit gemäß § 13 Ziff. 3 Abs. 2 der Satzung und in 
Ausübung seines Weisungsrechts gemäß § 13 Ziff. 3 Abs. 3 der Satzung erklärt 
der Aufsichtsrat die folgenden Geschäftsvorfälle für seiner Zustimmung bedürftig: 

die Bestellung und Abberufung des Abschlussprüfers;

den Beitritt zu oder Austritt aus anderen Gesellschaften, Vereinen oder sonstigen 
Organisationen, wenn hierdurch die Interessen der GEMA berührt werden; die 
Gründung von Tochtergesellschaften und den Erwerb von Anteilen an anderen 
Organisationen oder Unternehmen;

die Festlegung der Grundsätze des Risikomanagements; 

Erwerb, Verkauf oder Beleihung unbeweglicher Sachen, Erbbaurechten und anderer 
eigentumsähnlicher Rechte, Erwerb oder Veräußerung von Hypotheken, Grund- 
und Rentenschulden, sofern ein Betrag von EUR 200 000,–  überschritten wird;

die Aufnahme von Darlehen und die Stellung von Darlehenssicherheiten, sofern 
ein Betrag von EUR 200 000,–  überschritten wird; 

den Abschluss und die Beendigung von Repräsentationsvereinbarungen mit aus-
ländischen Verwertungsgesellschaften, soweit der Inhalt von den Musterverträgen 
internationaler Organisationen abweicht;

Wahrnehmungsbedingungen, die in die Zuständigkeit des Aufsichtsrats fallen;

die Aufstellung und Änderung von Tarifen und den Abschluss von Gesamtverträ-
gen;

Neubauten, Zu- und Umbauten, sofern deren Kosten im Einzelfall EUR 200 000,– 
übersteigen; 

Abschluss, Kündigung oder wesentliche Änderung langfristiger (über 5 Jahre) Miet- 
oder Pachtverträge;

den Abschluss sachlich bedeutsamer Lieferungs- und ähnlicher Verträge (mehr als 
EUR 200 000,–);

die Veräußerung von Gegenständen der Betriebseinrichtung, sofern ein Betrag von 
EUR 200 000,– überschritten wird; sofern kein normaler Abgang vorliegt;

das Eingehen von Akzeptverbindlichkeiten und Bürgschaften, sofern ein Betrag 
von EUR 200 000,– überschritten wird und die Laufzeit über 12 Monate beträgt;

die Festlegung der Unternehmensstrategie; die Stimmabgabe zu Beschlüssen von 
grundlegender oder rechtspolitischer Bedeutung; die Durchführung grundlegender 
organisatorischer Veränderungen; die Errichtung und Auflösung von Geschäftsstel-
len und Auslandsvertretungen;

1.
2.

3.
4.

5.
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Ernennung, Versetzung und Abberufung von Direktoren; 

Abschluss, Änderung und Kündigung von Verträgen über die Einräumung von 
Anteilen am Ertrag oder über außertarifliche Pensionszusagen sowie von Bera-
tungsverträgen mit einem Entgelt von mehr als EUR 75 000,– jährlich; 

Abschluss von Lohn- und Gehaltstarifverträgen;

die Führung von Grundsatzprozessen, Rechtsstreitigkeiten mit einem Streitwert 
von mehr als EUR 200 000,–, sofern es sich nicht um vertraglich oder tariflich 
begründete Zahlungsansprüche gegen Musikverwerter handelt, oder die Einleitung 
von Aktivprozessen gegen Mitglieder, sofern sie nicht selbst Musikverwerter sind; 

die Anrufung des Bundesgerichtshofs, des Bundesverfassungsgerichts oder Euro-
päischer Gerichte;

Aufträge zur Erstattung von Gutachten gegen ein Honorar von mehr als EUR 
50 000,–;

Ertrags-, Aufwands- und Investitionsbudgets für ein Geschäftsjahr. Soweit solche 
Budgets nach den vorstehenden Ziffern 1 – 17 zustimmungsbedürftige Einzel-
positionen enthalten, die im Budget spezifiziert und als zustimmungspflichtig 
gekennzeichnet worden sind und denen zugestimmt worden ist, bedürfen diese 
keiner nochmaligen Zustimmung;

die Festlegung der Grundsätze für die Gewährung von Vorauszahlungen an Mit-
glieder sowie von Vorauszahlungen, die von diesen Grundsätzen abweichen.

15.

16.

17.

18.

19.
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Geschäftsordnung für Ausschüsse  
und Kommissionen des Aufsichtsrats

5III

(für gem. § 8 (1) der Geschäftsordnung für den Aufsichtsrat vom Aufsichtsrat aus 
seiner Mitte gebildete Ausschüsse und Kommissionen sowie gem. § 8 (2) vom 
Aufsichtsrat aus seiner Mitte zu bildende ständige Ausschüsse)

Fassung vom 11./12. Oktober 2017 

Vorbehaltlich anderer Regelungen haben die Ausschüsse und Kommissionen des 
Aufsichtsrats die Aufgabe, ihren Arbeitsbereich betreffende Themen zu prüfen, 
hierüber dem Aufsichtsrat zu berichten und gegebenenfalls Änderungsvorschläge 
zu machen. 

Der Vorstand ist verpflichtet, den Ausschüssen und Kommissionen alle für ihre 
Arbeit notwendigen Unterlagen zur Einsicht zur Verfügung zu stellen und ihnen 
alle gebotenen Auskünfte zu erteilen. 

Den Ausschüssen und Kommissionen gehören Vertreter der Berufsgruppen im 
Aufsichtsrat in von diesem jeweils zu bestimmender Anzahl an.

Dem Programmausschuss, der aus zwei Unterausschüssen besteht, und zwar 

a)	 dem Ausschuss für E-Musik und 

b)	 dem Ausschuss für U, R, FS, 

gehören im Unterausschuss für E-Musik zwei Komponisten und zwei Verleger, im 
Unterausschuss für U, R, FS zwei Komponisten, zwei Textdichter und zwei Verleger 
an. 

Für jede in einem Ausschuss/einer Kommission vertretene Berufsgruppe wird ein 
Stellvertreter gewählt. 

Die Ausschüsse und Kommissionen wählen aus ihrer Mitte jeweils einen Vorsit-
zenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden. Zudem kann ein Protokollführer 
gewählt werden. 

Die Ausschüsse und Kommissionen fassen ihre Entschließungen mit einfacher 
Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des jeweiligen 
Vorsitzenden. 

An den Sitzungen der Ausschüsse und Kommissionen können zudem folgende 
Personen beratend teilnehmen: 

	 �a) die Vorsitzenden der Berufsgruppen im Aufsichtsrat, sofern diese nicht bereits 
Mitglied des jeweiligen Ausschusses/der jeweiligen Kommission sind, 

	� b) nicht zum jeweiligen Ausschuss/zur jeweiligen Kommission gehörige weitere 
Mitglieder und ggf. stellvertretende Mitglieder des Aufsichtsrats, sofern der 
Aufsichtsrat entsprechend entscheidet, 

	 c) der Vorstand, 

	� d) Berater, Sachverständige, GEMA-Mitarbeiter und sonstige Personen in vom 
Ausschuss/von der Kommission im Einvernehmen mit dem Vorstand zu bestim-

§ 1

§ 2

§ 3

§ 4
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mendem Umfang. Darüber hinaus können die Ausschüsse und Kommissionen 
Sachverständige im Einvernehmen mit dem Vorstand auch als ständige Mit-
glieder mit beratender Funktion kooptieren. Die Amtsdauer der als ständige 
Mitglieder kooptierten Sachverständigen endet mit der Amtsperiode der stimm-
berechtigten Ausschuss- bzw. Kommissionsmitglieder oder durch Abberufung 
durch die stimmberechtigten Ausschuss- bzw. Kommissionsmitglieder.

Ein Ausschuss/eine Kommission kann vom jeweiligen Vorsitzenden und vom Vor-
stand einberufen werden. Die jeweils erste Sitzung des Gremiums nach seiner 
Neuwahl beruft der jeweilige bisherige Vorsitzende im Einvernehmen mit dem 
Vorstand ein. Gehört der bisherige Vorsitzende dem neu gewählten Gremium nicht 
mehr an, so erfolgt die Einberufung im Einvernehmen mit dem Vorstand durch ein 
vom Aufsichtsrat bei der Neuwahl des jeweiligen Gremiums zu bestimmendes, bis 
zur Wahl eines Vorsitzenden federführendes Mitglied. 

Sofern ein verhindertes Mitglied eines Ausschusses/einer Kommission nicht von 
dem gewählten Stellvertreter aus seiner Berufsgruppe vertreten werden kann, 
wird vom Aufsichtsratsvorsitzenden oder dessen für die Berufsgruppe zuständigen 
Stellvertreter im Einvernehmen mit dem Vorstand ein Stellvertreter bestimmt. 
Sofern aus der Berufsgruppe des verhinderten Gremienmitglieds kein Stellvertre-
ter bestimmt werden kann, besteht die Möglichkeit, einen Stellvertreter aus einer 
anderen Berufsgruppe zu bestimmen. 

Die Ausschuss- und Kommissionsmitglieder führen in Angelegenheiten des jewei-
ligen Gremiums ihre Korrespondenz ausschließlich mit dessen Vorsitzendem. 

Über die Sitzungen der Ausschüsse und Kommissionen wird jeweils ein Protokoll 
angefertigt, das vom Vorsitzenden und – sofern ein solcher gewählt wurde – vom 
Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Zur Regelung von Aspekten, die einzelne Ausschüsse und Kommissionen betreffen, 
kann der Aufsichtsrat spezifische Geschäftsordnungen verabschieden. 
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Geschäftsordnung für das  
Aufnahmeverfahren

6III

Fassung vom 13./14. Dezember 2017
Gemäß § 6 der Satzung beschließt der Aufsichtsrat folgende Geschäftsordnung:

Die Aufnahme als angeschlossenes oder außerordentliches Mitglied ist abhängig 
von der Zahlung der vom Aufsichtsrat festgesetzten Aufnahmegebühr*).

Weitere Voraussetzung für die Aufnahme eines Musikverlags als angeschlossenes 
Mitglied ist die Vorlage eines wirksamen Verlagsvertrages, in dem die Beteiligung 
des Verlags an den Ausschüttungen der GEMA nach Maßgabe des GEMA-Vertei-
lungsplans vereinbart ist, sowie die Vorlage einer Gewerbeanmeldung oder eines 
Handelsregistersauszuges.

I. Über die Aufnahme als angeschlossenes Mitglied entscheidet die GEMA. Über 
die Aufnahme als außerordentliches Mitglied entscheidet der Vorstand auf der 
Grundlage der Empfehlung des Aufnahmeausschusses.

II. Bei Aufnahmeanträgen von Urhebern setzt sich der Aufnahmeausschuss wie 
folgt zusammen:

	 a) Bei Anträgen von Komponisten 

	 aus zwei namhaften Mitgliedern der Berufsgruppe Komponisten der GEMA, von 
denen einer Lehrer an einer Musikhochschule sein sollte.

	 b) Bei Anträgen von Textdichtern 

	 aus zwei namhaften Mitgliedern der Berufsgruppe Textdichter der GEMA.

III. Bei Aufnahmeanträgen von Musikverlegern setzt sich der Aufnahmeausschuss 
zusammen aus zwei namhaften Mitgliedern der Berufsgruppe Verleger der GEMA.

IV. Es wird für jede Berufsgruppe ein Stellvertreter gewählt.

V. Die Mitglieder des Ausschusses einschließlich der Stellvertreter müssen ordent-
liche Mitglieder der GEMA (§ 7 Ziff. 1 der Satzung) sein. Sowohl die Ausschuss-
mitglieder als auch deren Stellvertreter dürfen nicht dem Aufsichtsrat der GEMA 
angehören. Bei der Wahl der Ausschussmitglieder und der Stellvertreter berück-
sichtigt der Aufsichtsrat das Ziel, den Anteil von Frauen in allen Gremien zu stärken.

Darüber hinaus kann der Ausschuss mit Zustimmung von Aufsichtsrat und Vor-
stand externe Sachverständige punktuell zu Beratung hinzuziehen oder als ständi-
ge Mitglieder mit beratender Funktion kooptieren. Die Amtsdauer der als ständige 
Mitglieder kooptierten Sachverständigen endet mit der Amtsperiode der stimmbe-
rechtigten Ausschussmitglieder oder durch Abberufung durch die stimmberech-
tigten Ausschussmitglieder.

VI. Die Ausschüsse halten ihre Sitzungen jeweils nach Bedarf auf Einladung des 

*)	 Die Aufnahmegebühr beträgt EUR 90,00 (zzgl. USt.) für Urheber und EUR 180,00 (zzgl. USt.) für 
Verleger.

§ 1

§ 2
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Vorstands ab. Über die Anträge auf Aufnahme als außerordentliches Mitglied wird 
nach Maßgabe dieser Geschäftsordnung und der einschlägigen Bestimmungen der 
Satzung der GEMA beraten.

Der Vorstand der GEMA oder ein von ihm benannter Vertreter kann an allen Sit-
zungen des Aufnahmeausschusses teilnehmen.

Die Direktion Mitglieder- und Repertoire-Management der GEMA hat die Anträge 
auf Erwerb der außerordentlichen Mitgliedschaft so vorzubereiten, dass der Auf-
nahmeausschuss über diese in der Sitzung sofort beraten und hierzu eine Emp-
fehlung aussprechen kann.

Die Aufnahme eines Urhebers als außerordentliches Mitglied ist von folgenden 
Bedingungen abhängig:

1.	 Aufnahmeanträgen von Komponisten sollen 5 vom Antragsteller selbst geschaf-
fene Werke in Form von Partituren oder anderen geeigneten Unterlagen wie 
z.B. im Handel erhältlichen Tonträgern beigefügt werden.

2.	 Aufnahmeanträgen von Textdichtern sollen 5 vertonte Texte, die der Antrag-
steller selbst geschaffen hat, beigefügt werden.

3.	 Der Antragsteller hat gleichzeitig die verteilungsrelevante Nutzung dieser 
Werke nachzuweisen. 

4.	 Falls ein Antragsteller die Aufnahme zugleich als Komponist und als Textdichter 
beantragt, sind die Aufnahmebedingungen für jede Berufsgruppe zu erfüllen.

Von den Urhebern unter den Antragstellern kann verlangt werden, dass sie ihr 
berufsmäßiges Können nachweisen*).

Die Aufnahme von Musikverlagen als außerordentliches Mitglied ist von folgenden 
Bedingungen abhängig:

1. 	 Die Verlagswerke des Antragstellers müssen verteilungsrelevant genutzt wor-
den sein.

2. 	 Der antragstellende Verlag hat zusätzlich nachzuweisen, dass er verlegerische 
Leistungen im Sinne des Regelwerks der GEMA erbringt.

	 a)	 Der Nachweis der verlegerischen Leistungen kann dadurch erbracht werden, 
dass der antragstellende Verlag für von ihm verlegte Werke ein Mindestauf-
kommen in Höhe von EUR 2.500,00 in mindestens einem der dem Jahr der 
Antragstellung vorausgehenden 5 Jahre nachweist und dem Aufnahmeaus-

*) 	 Der Aufsichtsrat hat gleichzeitig die folgenden Richtlinien beschlossen:
Dem Aufnahmeausschuss obliegt u. a. die Prüfung des berufsmäßigen Könnens des Antragstellers. 
Die Prüfung sollte nach folgenden Kriterien erfolgen:
a) Nachweis eines an einer Musikhochschule mit Erfolg absolvierten Kompositionsstudiums oder 
Vorlage von Partituren oder anderen Unterlagen, z. B. Tonträger, aus denen die Gewissheit gewon-
nen wird, dass der Antragsteller über das berufsmäßige Können verfügt.
b) Sofern die unter a) erwähnten Nachweise nicht überzeugend erbracht werden können und 
der Aufnahmeausschuss Zweifel am berufsmäßigen Können hegt, kann er die Ableistung einer 
Klausurarbeit verlangen.
Die in der Klausurarbeit zu erbringenden Leistungen sind in das Ermessen des Aufnahmeausschus-
ses gestellt und sollen den Erfordernissen der in der Tätigkeitssparte des Antragstellers üblichen 
professionellen Voraussetzungen entsprechen.

§ 3

§ 4

§ 5
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schuss zusätzlich zu 5 Werken Druckausgaben, veröffentlichte Tonträger oder 
andere geeignete Unterlagen, die die Erbringung verlegerischer Leistungen 
dokumentieren, vorlegt.

	 b)	 Verlage der Ernsten Musik können den Nachweis der verlegerischen Leistun-
gen auch durch Vorlage von 25 handelsüblichen Instrumentalmusikausgaben 
oder von 10 Orchesterleihmaterialien (Partitur und Stimmen) erbringen.

	 c)	 Verlage der Unterhaltungs- und Tanzmusik können den Nachweis der ver-
legerischen Leistungen auch durch Vorlage von 30 Werken in handelsüblichen 
Gitarren-, Klavier- oder Akkordeon-Einzelausgaben oder von 10 Werken in 
Salonorchester- oder 15 Werken in Combo- (im Sinne eines kleinen Orchester-
arrangements) oder Blasmusik-Ausgaben erbringen.

3.	 Der Antragsteller muss gemäß § 6 Ziffer 3 b) Abs. 1 der Satzung im Handelsregi-
ster eingetragen sein. Er muss dem Antrag einen Handelsregisterauszug sowie 
Unterlagen beifügen, aus denen die Geschäftspartner und die Beteiligungen 
ersichtlich sind.

Der Aufnahmeausschuss kann die Aufnahme als außerordentliches Mitglied 
zurückstellen, solange die Erbringung verlegerischer Leistungen zwischen dem 
Antragsteller und Urhebern bei ihm verlegter Werke gemäß § 7 Abs. 3 i.V.m. § 10 
des Verteilungsplans streitig ist.

Die Bestimmungen von § 6 Ziff. 3 und 4 und § 16 E. der Satzung sowie § 7 Abs. 1 
bis 3 i.V.m. § 10 des Verteilungsplans bleiben unberührt.

Bei positiver Entscheidung wird der Antragsteller als außerordentliches Mitglied 
in die GEMA aufgenommen.

Die Ablehnung und die Zurückstellung der Aufnahme als angeschlossenes oder 
außerordentliches Mitglied ist dem Antragsteller schriftlich mitzuteilen. Bei Ableh-
nung oder Zurückstellung der Aufnahme als außerordentliches Mitglied erhält der 
Antragsteller zusätzlich den betreffenden Auszug aus dem Protokoll des Aufnah-
meausschusses. Der Antragsteller kann gegen die Ablehnung innerhalb von sechs 
Wochen nach Zugang Beschwerde beim Aufsichtsrat einlegen. Der Aufsichtsrat 
entscheidet endgültig über den Antrag.

Änderungen dieser Geschäftsordnung beschließt der Aufsichtsrat der GEMA mit 
einfacher Stimmenmehrheit.

Die vom Aufsichtsrat in der Sitzung vom 13./14. Dezember 2017 beschlossene 
Neufassung der Geschäftsordnung für das Aufnahmeverfahren gilt für Aufnah-
meanträge, die ab dem 1.1.2018 bei der GEMA eingehen.

§ 6

§ 7

§ 8

§ 9

§ 10
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Geschäftsordnung für den  
Beschwerdeausschuss

7III

gemäß § 16 Abschnitt C Ziff. 7 der Satzung

Fassung vom 16./17. Mai 2018
Nach § 16 Abschnitt C Ziff. 3 der Satzung besteht der Beschwerdeausschuss aus 
einem Vorsitzenden und je einem Vertreter der drei Berufsgruppen. Der Vorsitzende 
muss die Befähigung zum Richteramt haben. Die Berufsgruppenvertreter dürfen 
nicht Mitglieder des Aufsichtsrates sein.

Darüber hinaus kann der Ausschuss mit Zustimmung von Aufsichtsrat und Vor-
stand externe Sachverständige punktuell zur Beratung hinzuziehen oder als 
ständige Mitglieder mit beratender Funktion kooptieren. Die Amtsdauer der als 
ständige Mitglieder kooptierten Sachverständigen endet mit der Amtsperiode 
der stimmberechtigten Ausschussmitglieder oder durch Abberufung durch die 
stimmberechtigten Ausschussmitglieder.

Gemäß § 16 Abschnitt C Ziff. 5 der Satzung sind Beschwerden an den Vorstand 
zu richten.

Helfen Vorstand bzw. Aufsichtsrat der Beschwerde nicht ab, ist sie mit einer 
ausführlichen schriftlichen Stellungnahme dem Vorsitzenden des Beschwerde-
ausschusses innerhalb eines Monats ab Eingang vorzulegen.

Der Vorsitzende leitet die Beschwerde mit der Stellungnahme des Vorstandes bzw. 
Aufsichtsrates an die übrigen Mitglieder des Beschwerdeausschusses. 

Gleichzeitig gibt er dem Beschwerdeführer unter Übersendung der Stellungnahme 
des Vorstandes bzw. Aufsichtsrates Gelegenheit, innerhalb von zwei Wochen zu 
erwidern.

Der Beschwerdeausschuss trifft seine Entscheidungen nach mündlicher Beratung 
oder im schriftlichen Verfahren innerhalb von 6 Monaten ab Eingang der Beschwer-
de (§ 16 Abschnitt C Ziff. 2).

Widerspricht ein Mitglied des Beschwerdeausschusses dem schriftlichen Verfah-
ren, so ist mündlich zu beraten. Wird eine mündliche Verhandlung als erforderlich 
angesehen, bestimmt der Vorsitzende den Verhandlungsort.

Der Beschwerdeausschuss kann den Beschwerdeführer und/oder den Vorstand 
bzw. einen Vertreter des Aufsichtsrates anhören und auch eine vergleichsweise 
Regelung anstreben.

Der Beschwerdeausschuss ist nur bei Mitwirkung aller seiner stimmberechtigten 
Mitglieder beschlussfähig. Der Beschwerdeausschuss entscheidet mit der Mehrheit 
der nach der Satzung möglichen Stimmen.

Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

Enthaltungen sind ausgeschlossen.

1.

2.

3.

4.

5.

6.
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Die Entscheidungen sind mit einer kurzen Begründung zu versehen, vom Vorsit-
zenden zu unterschreiben und dem Beschwerdeführer mittels eingeschriebenen 
Briefes gegen Rückschein sowie dem Vorstand bzw. Aufsichtsrat – je nach Zustän-
digkeit – einfach zu übersenden.

Der Beschwerdeausschuss hat über seine Beratungen eine Niederschrift zu fertigen, 
die deren wesentlichen Verlauf enthält.

Zur Protokollführung kann der Beschwerdeausschuss eine Hilfsperson hinzuzie-
hen. Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden zu unterzeichnen und innerhalb eines 
Monats den Mitgliedern des Beschwerdeausschusses und dem Vorstand bzw. dem 
Aufsichtsrat zu übersenden.

Falls innerhalb eines Monats nach Aufgabe zur Post keine schriftlichen Einwände 
gegen die Niederschrift beim Vorsitzenden des Beschwerdeausschusses erhoben 
werden, gilt diese als genehmigt.

7.

8.

9.
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gemäß § 16 Abschnitt B Ziff. 1b) der Satzung

Fassung vom 9./10. März 2005
Das Schiedsgericht besteht aus einem Obmann und vier Beisitzern, von denen 
jede Partei zwei Beisitzer zu benennen hat. Obmann und Beisitzer dürfen weder 
Vorstands- noch Aufsichtsratsmitglieder der GEMA sein und auch nicht zur GEMA 
in einem Anstellungsvertrag oder in einem ständigen sonstigen Auftragsverhältnis 
stehen. Der Obmann muss zum Richteramt befugt sein. Er wird von den Beisitzern 
aus einer vom Aufsichtsrat aufzustellenden Vorschlagsliste gewählt. Für die Ableh-
nung eines Beisitzers oder des Obmanns gelten §§ 1036, 1037 ZPO. Einigt sich die 
Mehrheit der Beisitzer nicht auf einen Obmann, so wird der Obmann auf Antrag 
einer der Parteien vom Senatspräsidenten des Urheberrechts-Spezialsenats beim 
Bundesgerichtshof aus der Vorschlagsliste ernannt.

Will eine Partei das Schiedsgericht anrufen, so hat sie unter Angabe des Streit-
gegenstandes die andere Partei aufzufordern, darin einzuwilligen, dass über den 
Streitgegenstand das Schiedsgericht entscheiden solle. Das Schiedsgericht kann 
angerufen werden, falls der Beklagte seine Zustimmung erteilt. Ist die Zustimmung 
erteilt, so hat die betreibende Partei unter Bezeichnung der ernannten eigenen Bei-
sitzer die andere Partei schriftlich aufzufordern, ihrerseits ihre Beisitzer zu benen-
nen. Die andere Partei muss hierauf 14 Tage nach Zugang der Aufforderung, ihre 
Beisitzer zu ernennen, entsprechen. Dasselbe gilt nach Wegfall eines Beisitzers.

Das Schiedsgericht hat nach dem geltenden deutschen Recht zu entscheiden.

Es urteilt hierbei nach freiem pflichtgemäßen Ermessen und ordnet das Verfahren 
unter Berücksichtigung der im 10. Buch der Zivilprozessordnung enthaltenen Vor-
schriften ebenfalls nach freiem Ermessen.

Das Schiedsgericht kann Zustellungen mit gleicher Wirkung an die Parteien oder 
an die Prozessbevollmächtigten vornehmen.

Die ernannten Beisitzer haben vor der Wahl des Obmanns zunächst eine Einigung 
zwischen den Parteien zu versuchen.

Das Schiedsgericht setzt den Streitwert nach freiem Ermessen fest. Es hat vor der 
Festsetzung den Parteien Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

Der Obmann und die Beisitzer erhalten für ihre Tätigkeit die Gebühren, die einem 
Rechtsanwalt für die Vertretung der Parteien vor den staatlichen Gerichten zuste-
hen würden, und zwar erhalten die von den Parteien ernannten Beisitzer je 5/10, 
der Obmann 13/10 der Gebühren des Anwalts in der ersten Instanz.

Als zuständiges Gericht im Sinne von §§ 1062–1064 der Zivilprozessordnung wird 
das Kammergericht Berlin vereinbart.

1.

2.

3.

4.

5.

6.

7.

8.
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gemäß § 16 Abschnitt E Ziff. 7 der Satzung

Fassung vom 11./12. Oktober 2017
Nach § 16 Abschnitt E. Ziff. 1 der Satzung ist die Urheber-Verleger-Schlichtungsstel-
le  zuständig für Streitigkeiten zwischen Urhebern und Verlegern über die Frage, ob 
eine  verlegerische Leistung gemäß § 7 Abs. 2 und 3 des Verteilungsplans erbracht 
worden ist.

(1) Nach § 16 Abschnitt E. Ziff. 2 der Satzung kann die Urheber-Verleger-Schlich-
tungsstelle von jedem Urheber eines verlegten Werkes angerufen werden, der 
geltend macht, dass der Verleger wegen Nichterbringung verlegerischer Leistungen 
i.S.d. § 7 Abs. 2 des Verteilungsplans ihm gegenüber nicht länger an der Verteilung 
der Einnahmen für das Werk zu beteiligen ist. Die Urheber-Verleger-Schlichtungs-
stelle kann bei Streitigkeiten über die Erbringung verlegerischer Leistungen auch 
von einem Verleger angerufen werden.

(2) Rügen mehrere Urheber die Nichterbringung einer verlegerischen Leistung in 
Bezug auf einen Verlagsvertrag, ist über jede Urheber-Verleger-Rechtsbeziehung 
separat zu verhandeln und zu entscheiden.

(3) Die Anrufung der Urheber-Verleger-Schlichtungsstelle ist unter Verwendung des 
hierfür vorgesehenen Formulars mit einer Begründung und sämtlichen relevanten 
Unterlagen wie insbesondere dem Verlagsvertrag an den Vorstand zu richten. 
Darüber hinaus hat der Anrufende zu erklären, ob er eine mündliche Verhandlung 
vor der Urheber-Verleger-Schlichtungsstelle beantragen möchte, und die gemäß 
§ 7 (2) geltende Fallpauschale zu entrichten.   

(4) Der Vorstand leitet die Anrufung unverzüglich an den Vorsitzenden der Urheber-
Verleger-Schlichtungsstelle weiter. Der Vorsitzende leitet die Anrufung unverzüg-
lich an die gemäß § 6 (1) für die Entscheidung zuständigen Mitglieder der Urheber-
Verleger-Schlichtungsstelle weiter.  

(5) Der Vorsitzende informiert die weiteren beteiligten Parteien schriftlich über die 
Anrufung und fordert diese auf, innerhalb eines Monats ab Zugang der Mitteilung 
schriftlich Stellung zu nehmen, sämtliche relevanten Unterlagen einzureichen 
und zu erklären, ob sie eine mündliche Verhandlung vor der Urheber-Verleger-
Schlichtungsstelle beantragen möchten.  

(6) Sofern eine Partei einen Antrag auf mündliche Verhandlung gestellt hat oder 
der Vorsitzende eine mündliche Anhörung für erforderlich hält, ruft er eine Sitzung 
der Urheber-Verleger-Schlichtungsstelle ein und informiert die Parteien und den 
Vorstand schriftlich über den Termin und den Ort der Sitzung. Darüber hinaus kann 
der Vorsitzende die Parteien zur Einreichung weiterer schriftlicher Stellungnahmen 
und Unterlagen auffordern.    

§ 1

§ 2

Geschäftsordnung für die  
Urheber-Verleger-Schlichtungsstelle

9III
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(7) Nach Eingang der Stellungnahmen und Unterlagen leitet der Vorsitzende diese 
an die gemäß § 6 (1) für die Entscheidung zuständigen Mitglieder der Urheber-
Verleger-Schlichtungsstelle weiter.  

(1) Nach § 16 Abschnitt E. Ziff. 3 der Satzung hat die Urheber-Verleger-Schlichtungs-
stelle einen schriftlichen Schlichtungsspruch zu erlassen, der innerhalb von 6 Mona-
ten ab Zugang der Anrufung bei der Urheber-Verleger-Schlichtungsstelle erfolgen 
soll. Im Rahmen der 6-Monatsfrist bearbeitet die Urheber-Verleger-Schlichtungs-
stelle die eingehenden Streitigkeiten entsprechend ihrer Dringlichkeit. Hierbei ist 
neben inhaltlichen Aspekten auch der jeweilige Streitwert, gemessen an der Höhe 
der gesperrten Ausschüttungen, zu beachten. 

(2) Der Schlichtungsspruch ist zu begründen. In dem Schlichtungsspruch befindet 
die Urheber-Verleger-Schlichtungsstelle darüber, ob der Verleger eine verlegerische 
Leistung i.S.d. § 7 Abs. 2 des Verteilungsplans erbracht hat und aus diesem Grund 
weiter an der Verteilung der Einnahmen für das Werk zu beteiligen ist. Hierbei 
hat die Urheber-Verleger-Schlichtungsstelle das Vorliegen einer verlegerischen 
Leistung im Rahmen einer umfassenden Abwägung unter Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen Bedingungen der Werkentstehung und Werkverwertung, der 
Festlegungen des Verlagsvertrages und des Zeitablaufs seit der Werkschöpfung zu 
beurteilen. Vertragliche und gesetzliche Ansprüche im Innenverhältnis zwischen 
Urheber und Verleger wie z.B. Kündigungs-, Rücktritts- oder Rückrufsrechte bleiben 
von dem Schlichtungsspruch unberührt.

(3) Der Schlichtungsspruch ist vom Vorsitzenden zu unterschreiben und den betei-
ligten Parteien mittels eingeschriebenen Briefes gegen Rückschein sowie dem 
Vorstand einfach zu übersenden.

Nach § 16 Abschnitt E. Ziff. 4 der Satzung ist der Rechtsweg zu den ordentlichen 
Gerichten bis zum Erlass des Schlichtungsspruchs ausgeschlossen. Nach Erlass des 
Schlichtungsspruchs kann die unterlegene Partei ihre Ansprüche binnen weiteren 
6 Monaten im ordentlichen Rechtsweg geltend machen. Wird innerhalb dieser Frist 
kein Nachweis der gerichtlichen Geltendmachung erbracht oder wird der Schlich-
tungsspruch durch gemeinsame Erklärung, die der GEMA vorzulegen ist, von beiden 
Parteien akzeptiert, verteilt die GEMA entsprechend dem Schlichtungsspruch.

(1) Nach § 16 Abschnitt E. Ziff. 5 Abs. 1 der Satzung besteht die Urheber-Verle-
ger-Schlichtungsstelle aus je einem Vertreter der drei Berufsgruppen und einem 
Vorsitzenden sowie je einem Stellvertreter. Die Berufsgruppenvertreter und ihre 
Stellvertreter werden von den Aufsichtsräten der jeweiligen Berufsgruppe jeweils 
für die Dauer von drei Jahren bestellt. Sie dürfen nicht Mitglied des Aufsichtsrats 
oder eines anderen von der Mitgliederversammlung zu wählenden Gremiums 
sein. Der Berufsgruppenvertreter der Verleger und dessen Stellvertreter müssen 
nicht notwendigerweise in einem Verlag tätig sein, der Berechtigter der GEMA ist. 
Sie müssen jedoch beruflich schwerpunktmäßig im Musikverlagswesen tätig sein 
oder gewesen sein.   

(2) Die Berufsgruppenvertreter wählen aus vom Aufsichtsrat aufzustellenden 
Vorschlagslisten einstimmig den Vorsitzenden sowie dessen Stellvertreter. Diese 
müssen die Befähigung zum Richteramt haben.

§ 3

§ 4

§ 5

Gema_2018_2019.indb   333 26.10.2018   14:57:45



III 9 G e s c h ä f t s o r d n u n g  f ü r  d i e  U r h e b e r - V e r l e g e r - S c h l i c h t u n g s s t e l l e

334

(3) Scheidet ein Berufsgruppenvertreter oder ein Stellvertreter während seiner 
Amtszeit aus, so haben die Aufsichtsratsmitglieder seiner Berufsgruppe ein Ersatz-
mitglied zu bestellen, das an dessen Stelle tritt. 

(4) Die Urheber-Verleger-Schlichtungsstelle kann externe Sachverständige punk-
tuell zur Beratung hinzuziehen.

(1) Nach § 16 Abschnitt E. Ziff. 5 Abs. 2 der Satzung nehmen die Berufsgruppen-
vertreter der Komponisten und Textdichter nur an Entscheidungen über solche 
Streitigkeiten teil, an denen Mitglieder ihrer jeweiligen Berufsgruppe beteiligt sind.

(2) Die Urheber-Verleger-Schlichtungsstelle ist nur bei Mitwirkung aller für die 
jeweilige Entscheidung zuständigen Mitglieder beschlussfähig.  

(3) Nach § 16 Abschnitt E. Ziff. 5 Abs. 2 der Satzung trifft die Urheber-Verleger-
Schlichtungsstelle ihre Entscheidungen mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleich-
heit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Enthaltungen sind ausgeschlossen. 

(4) Über die Art der Abstimmung und den Gang des Verfahrens entscheidet der 
Vorsitzende. 

(1) Nach § 16 Abschnitt E. Ziff. 6 der Satzung erhalten die Mitglieder der Urheber-
Verleger-Schlichtungsstelle für ihre Tätigkeit von der GEMA Ersatz ihrer Reisekosten 
und Barauslagen. 

(2) Darüber hinaus wird für jedes Verfahren vor der Schlichtungsstelle eine Fallpau-
schale in Höhe von EUR 600 fällig, von der der Vorsitzende bzw. der stellvertretende 
Vorsitzende die Hälfte und die an der Entscheidung beteiligten Berufsgruppenver-
treter zu gleichen Teilen die andere Hälfte als Aufwandsentschädigung erhalten. 
Über die Tragung der Fallpauschale, etwaiger Kosten für den Sachverständigen 
sowie der eigenen Kosten der Parteien entscheidet die Schlichtungsstelle nach 
Maßgabe der im Schlichtungsspruch getroffenen Entscheidung. 

Der Vorsitzende bzw. der stellvertretende Vorsitzende kann zusätzlich eine auf-
wandsbezogene Entschädigung von der GEMA erhalten. 

(3) Wird die Urheber-Verleger-Schlichtungsstelle wegen Nichterbringung verlege-
rischer Leistungen in Bezug auf mehrere Werke, die von demselben Verlagsvertrag 
erfasst sind, angerufen, handelt es sich lediglich um ein Verfahren.

Die Urheber-Verleger-Schlichtungsstelle hat über ihre Beratungen eine Nieder-
schrift zu fertigen, die deren wesentlichen Verlauf enthält. Die Niederschrift ist 
vom Vorsitzenden zu unterzeichnen und innerhalb eines Monats den Mitgliedern 
der Urheber-Verleger-Schlichtungsstelle und dem Vorstand zu übersenden.

§ 6

§ 7

§ 8
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Fassung vom 23./24. Mai 2017
Der Werkausschuss besteht aus vier Komponisten (mit vier Stellvertretern),  
zwei Textdichtern (mit zwei Stellvertretern) und einem Musikverleger (mit einem 
Stellvertreter). Die Textdichter nehmen jedoch nur an den Sitzungen teil, wenn 
folgende Fälle beraten werden. 

a) Streitfälle gemäß § 5 Abs. 2 des Verteilungsplans in der dort vorgesehenen Beset-
zung des Werkausschusses,

b) Entscheidungen hinsichtlich des Textanteils gemäß § 196  des Verteilungs-
plans,

c) Entscheidungen gemäß § 197  des Verteilungsplans,

d) Zweifelsfälle der Schutzfähigkeit von Texten gemäß § 51 des Verteilungs-
plans,

e) Anträge nach § 64 des Verteilungsplans auf höhere Einstufung von textierten 
Werken. 

Die Teilnahme des Musikverlegers beschränkt sich auf Fälle verlegter Werke.

Die Mitglieder des Werkausschusses dürfen nicht dem Aufsichtsrat angehören. 
Sie werden auf die Dauer von drei Jahren auf Vorschlag des Aufsichtsrates durch 
die Mitgliederversammlung nach den Grundsätzen gewählt, die für die Wahl der 
Aufsichtsratsmitglieder gelten. B. I.  Ziffer 3 Absätze 2 und 3 der Versammlungs- 
und Wahlordnung gelten entsprechend. Bei der Auswahl der Wahlvorschläge 
berücksichtigt der Aufsichtsrat das Ziel, den Anteil von Frauen in allen Gremien 
zu stärken.

Wiederwahl ist zulässig.

Die Ausschussmitglieder bleiben bis zum Ablauf der 3. auf die Wahl folgenden 
ordentlichen Mitgliederversammlung im Amt.

Scheidet während der Amtsdauer ein Mitglied aus, so haben die Aufsichtsrats-
mitglieder seiner Berufsgruppe ein Ersatzmitglied zu wählen, das an dessen 
Stelle tritt. Dieses bedarf der Bestätigung durch die nächste Mitgliederver-
sammlung, soweit die Amtsdauer über diese Mitgliederversammlung hinaus-
geht.

Der Werkausschuss wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden, einen stell
vertretenden Vorsitzenden und einen Protokollführer.

Darüber hinaus kann der Ausschuss mit Zustimmung von Aufsichtsrat und Vor-
stand externe Sachverständige punktuell zur Beratung hinzuziehen oder als 
ständige Mitglieder mit beratender Funktion kooptieren. Die Amtsdauer der als 
ständige Mitglieder kooptierten Sachverständigen endet mit der Amtsperiode 
der stimmberechtigten Ausschussmitglieder oder durch Abberufung durch die 
stimmberechtigten Ausschussmitglieder.

§ 1

§ 2
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Der Ausschuss entscheidet mit einfacher Mehrheit der bei der Abstimmung 
vorhandenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 
Vorsitzenden.

Der Ausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens drei stimmberechtigte Mit-
glieder anwesend sind.

Der Vorstand ist zur Teilnahme an den Sitzungen des Werkausschusses berechtigt. 
Er ist verpflichtet, dem Ausschuss alle für seine Arbeit notwendigen Unterlagen zur 
Einsicht zur Verfügung zu stellen und ihm alle gebotenen Auskünfte zu erteilen.

An den Sitzungen des Werkausschusses kann ein Delegierter des Aufsichtsrats 
teilnehmen.

Der Delegierte des Aufsichtsrats und der Vorstand haben lediglich beratende Stimme.

Der Werkausschuss kann von seinem Vorsitzenden oder vom Vorstand einberufen 
werden.

Die erste Sitzung des Ausschusses nach seiner Neuwahl beruft der bisheri-
ge Vorsitzende im Einvernehmen mit dem Vorstand ein. Gehört der bisherige 
Vorsitzende dem neu gewählten Werkausschuss nicht mehr an, so erfolgt die 
Einberufung im Einvernehmen mit dem Vorstand durch ein von der Mitglieder-
versammlung bei der Neuwahl des Ausschusses bestimmtes, bis zur Wahl des 
Ausschussvorsitzenden federführendes Mitglied.

Die Ausschussmitglieder führen in Ausschussangelegenheiten ihre Korrespondenz 
ausschließlich mit dem Ausschussvorsitzenden.

Der Werkausschuss hat die ihm nach dem Verteilungsplan der GEMA zugewiese-
nen Aufgaben.

Über die Sitzungen des Werkausschusses wird ein Protokoll geführt, das vom Vor-
sitzenden und dem Protokollführer zu unterzeichnen ist.

Die Entscheidung des Werkausschusses ist allen am Werk Beteiligten mit Rechts-
mittelbelehrung mitzuteilen.

Gegen die Entscheidungen des Werkausschusses kann von jedem betroffenen 
Mitglied und vom Vorstand innerhalb einer Frist von acht Wochen Einspruch ein-
gelegt werden. Die Frist beginnt für das betroffene Mitglied mit dem Zugang der 
Entscheidung, für den Vorstand vom Tage der Entscheidung an zu laufen.

Es stehen dem betroffenen Mitglied wahlweise zwei Einspruchswege offen:

a) Das Mitglied kann schriftlich Einspruch beim Werkausschuss einlegen. Falls 
der Einspruch auf neuem Tatsachenvortrag beruht, der bei der Entscheidung des 
Werkausschusses noch nicht berücksichtigt werden konnte, ist der Werkausschuss 
berechtigt, dem Einspruch abzuhelfen. Anderenfalls legt er die Sache dem Auf-
sichtsrat mit Begründung zur Entscheidung vor.

b) Das Mitglied kann mündliche Anhörung im Werkausschuss verlangen. Zu dieser 
Anhörung kann das Mitglied als Beistand ein Mitglied seiner Kurie hinzuziehen. 
Der Werkausschuss ist berechtigt, dem Einspruch ohne Vorlage an den Aufsichtsrat 
abzuhelfen. Anderenfalls legt er die Sache dem Aufsichtsrat mit Begründung zur 
Entscheidung vor.

§ 3

§ 4

§ 5

§ 6
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Dem Vorstand steht lediglich das Verfahren gemäß a) offen.

Änderungen dieser Geschäftsordnung erfolgen durch die Mitgliederversammlung 
nach den Regeln, die für eine Satzungs- oder Verteilungsplanänderung vorgesehen 
sind. § 20 der Satzung der GEMA bleibt unberührt. 

§ 7
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